
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Freundinnen und Freunde,  
   

CDU und CSU haben die 
sehr ernste Lage für unse-
re Schwesterparteien am 
Montagabend durch eine 
gute und tragfähige Eini-
gung bereinigt. Durch den  

gefundenen Kompromiss werden wir das  
inakzeptable selbstaussuchen eines 
Asyllandes in Europa ein Stück wei-
ter eindämmen. Die Ergebnisse des EU-
Gipfels aus der letzten Woche werden 
dadurch ergänzt. Dazu wollen wir Transit-
zentren einrichten, aus denen bereits in 
einem anderen EU-Land registrierte Asyl-
bewerber direkt dorthin zurückgeschickt 
werden können. Diese Maßnahme wird 
natürlich mit den betroffenen Ländern 
abgestimmt und, falls möglich, eine Ver-
waltungsvereinbarung geschlossen. Neben 
den Transitzentren wird dazu auch die 
Schleierfahndung an allen deutschen 
Grenzen intensiviert.  
Die beim EU-Gipfel in der vergangenen 
Woche erreichten Beschlüsse bleiben bei 
der Ordnung, Steuerung und Reduzierung 
der Migration enorm wichtig. Es ist richtig, 
dass die Europäische Union ihren Grenz-
schutz stark macht. Dazu haben die Staats- 
und Regierungschefs beschlossen, die 
Grenzschutzagentur Frontex auf 10.000 
Grenzschützer aufzustocken. Ein weiterer 
wichtiger Baustein sind die Auffangzen-
tren in Nordafrika, durch die sich der 
Anreiz vermindert, mit Unterstützung 
krimineller Schlepperbanden die lebensge-
fährliche Fahrt über das Mittelmeer anzu-
treten. Der gemeinsame Beschluss von 
CDU und CSU in Kombination mit den 
europäischen Lösungen stellt nationale 
Handlungsfähigkeit unter Beweis und 
stärkt zugleich unsere Ansicht, partner-
schaftlich mit unseren europäischen 
Nachbarn umzugehen. Nun ist unser Koa-
litionspartner aufgefordert, zügig die erar-
beiteten Verbesserungen gemeinsam mit 
CDU und CSU umzusetzen.  

 

Es grüßt Sie 

 
Dr. Günter Krings, MdB 
Vorsitzender der CDU-Landesgruppe NRW 

            Foto: Laurence Chaperon 
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Großes Plus für Investitionen und Sicherheit 
 

Mit dem Bundeshaushalt 2018 beschließt der Bundestag das vierte Jahr in 
Folge einen Haushaltsplan ohne neue Schulden; bereits seit 2014 nimmt der 
Bund keine neuen Kredite auf. Auch in diesem Jahr wird der Bund mit dem 
Geld auskommen und kann seine Ausgaben von 343,6 Mrd. Euro ohne neue 
Kredite finanzieren. Die Investitionen werden gegenüber 2017 (Ist: 34 Mrd. 
Euro) um rd. 6 Mrd. Euro auf 39,8 Mrd. Euro erhöht. Dies ist ein historisch 
hoher Wert. Die Investitionsquote liegt damit bei rd. 11,6 % der Gesamtaus-
gaben und konnte gegenüber 2017 (Ist: 10,5 %) nochmals erhöht werden. 
Einen großen Anteil an der Steigerung der Investitionsausgaben hat die vor-
gezogene Bereitstellung von 2,4 Mrd. Euro für den noch einzurichtenden 
„Digitalfonds“ (Sondervermögen „Digitale Infrastruktur“).  
Die Ausgaben für die Innere Sicherheit liegen mehr als 600 Mio. Euro über 
den Ansätzen des Jahres 2017 und überschreiten erstmals die Summe von 5 
Mrd. Euro. Diese Mittel kommen insbesondere der Bundespolizei und dem 
Bundeskriminalamt zugute. Bei den Bereitschaftspolizeien der Länder wer-
den zusätzliche Mittel in Höhe von 10 Mio. Euro bereitgestellt, um den Be-
stand an veralteten Fahrzeugen zu erneuern. Dem erfolgreichen KfW-
Programm „Kriminalprävention durch Einbruchsicherung“ werden zusätz-
lich 25 Mio. Euro für 2018 und 2019 zur Verfügung gestellt. Damit liegt der 
Baransatz in diesem Jahr bei 65 Mio. Euro.  
Die Koalition setzt mit mehr Personal bei der Bundespolizei und beim Bun-
deskriminalamt die deutlichen Aufstockungen der vergangenen Jahre bei 
den Sicherheitsbehörden fort. Daneben werden zusätzliche Stellen beim 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) und beim Zoll geschaf-
fen. In der Zollverwaltung sollen darüber hinaus bis zu 2.000 Stellen in den 
Jahren 2019 bis 2021 ausgebracht werden, um mehr Personal an See- und 
Flughäfen sowie beim Kampf gegen Schwarzarbeit, Schmuggel und Geldwä-
sche einsetzen zu können.  
Von den vereinbarten zusätzlichen 7.500 zusätzlichen Stellen für die Si-
cherheitsbehörden werden in einem ersten Schritt im Jahr 2018 gut 1.840 
Stellen bereitgestellt. Davon entfallen im Wesentlichen auf die Bundespoli-
zei 1.225, das BKA 425 und das Bundesamt für Sicherheit in der Informati-
onstechnik 100 Stellen. 
Die Mittel für den sozialen Wohnungsbau werden mit 1,518 Mrd. Euro auf 
dem Niveau des Jahres 2017 verstetigt. Damit unterstützt der Bund mittelbar 
die Länder und Kommunen im Bereich der Asylpolitik sowie beim Neubau 
von Wohnungen und bei der Ausweitung des Bestands an Sozialwohnun-
gen. Weitere 100 Mio. Euro werden in den Jahren 2018 bis 2022 bereitge-
stellt für das Programm zur „Sanierung kommunaler Einrichtungen in den 
Bereichen Sport, Jugend und Kultur“. Für Modellvorhaben zur Weiterent-
wicklung der Städtebauförderung sind erstmalig 100 Mio. Euro für einen 
Zeitraum 2018 bis 2025 vorgesehen.  
Die familienpolitischen Leistungen steigen um rd. 600 Mio. Euro. Davon 
entfallen auf das Elterngeld 270 Mio. Euro, so dass der Haushaltsansatz 6,67 
Mrd. Euro beträgt. Zur Bekämpfung von Kinderarmut wird der Kinderzu-
schlag reformiert, so dass bis zum Ende des Finanzplanzeitraums 1,4 Mrd. € 
veranschlagt sind.  Die Umsetzung des Sofortprogramms „Saubere Luft“ ist 
für den Zeitraum 2018-2022 vorgesehen. Für die Maßnahmen zur weiteren 
Reduzierung der durch Dieselfahrzeuge verursachten Stickstoffoxid-
Emissionen wird ein Betrag von 1 Mrd. Euro bereitgestellt. 
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Bund setzt mit Haushalt 2018 seine kommunalfreundliche Politik fort 
Fast 29 Milliarden Euro stehen für Maßnahmen mit kommunalen Bezug zur Verfügung 
 

Der Deutsche Bundestag verabschiedet in der laufenden Sitzungswoche den Bundeshaushalt 
2018. Dazu erklärt der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik der CDU/CSU-
Fraktion im Deutschen Bundestag Christian Haase MdB: 
 
„Der Bund setzt seine kommunalfreundliche Politik auch mit dem Bundeshaushalt 2018 fort: 
Fast 29 Milliarden Euro stehen im Bundeshaushalt 2018 bereit, von denen die Kommunen di-
rekt oder indirekt profitieren werden. 

Damit steht der Bundeshaushalt 2018 in konsequenter Reihe mit den Haushalten der vorherigen Jahre. Aus kommu-
naler Sicht besonders wichtig ist die Fortführung und sogar Erweiterung bestehender Förderprogramme. So ist es der 
Union gelungen, den Investitionspakt Soziale Integration im Quartier so zu erweitern, dass nun auch der Um- und 
Ersatzbau von Schwimmbädern gefördert werden kann. 
Das fortgesetzt hohe Engagement des Bundes für die Kommunen ist nicht selbstverständlich. Denn einerseits warnt 
der Bundesrechnungshof vor einer Überlastung des Bundeshaushaltes durch Unterstützungsleistungen an Länder 
und Kommunen. Andererseits haben die Kommunen im Jahr 2017 zum dritten Mal in Folge einen deutlichen Über-
schuss erzielt. Daraus darf man jedoch nicht den Schluss ziehen, dass es den Kommunen flächendeckend gut gehe. 
Es gibt nach wie vor Kommunen in Haushaltsnotlage.  
Umso erfreulicher ist es, dass Bundesunterstützungen mit direktem kommunalen Bezug weiter auf hohem Niveau 
fortgeführt werden.“ 
 
 

Hintergrund: 
Laut dem Bundeshaushalt 2018, der diese Woche im Deutschen Bundestag beschlossen werden soll, verteilen sich 
die Bundesmittel mit direktem oder indirektem Bezug zu den Kommunen wie folgt auf die Einzelpläne: 

• Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat: 4,651 Milliarden Euro 

• Bundesministerium für Wirtschaft und Energie: 1,095 Milliarden Euro 

• Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft: 775,0 Millionen Euro 

• Bundesministerium für Arbeit und Soziales: 18,147 Milliarden Euro (davon 17,3 Milliarden Euro für die Be-
teiligung des Bundes an den Leistungen für Unterkunft und Heizung für ALG II-Empfänger und die Erstattung 
des Bundes für die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung) 

• Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur: 2,206 Milliarden Euro 

• Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit: 65,4 Millionen Euro 

• Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: 981,5 Millionen Euro 

• Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung: 925,0 Millionen Euro 

• Allgemeine Finanzverwaltung: 97,1 Millionen Euro 
 

Gesamt: 28,943 Milliarden Euro        Foto: CDU/Jan Kopetzky 
 

 Forderung nach fairem Lastenausgleich in der NATO ist berechtigt 
 

Die USA haben schon unter der Regierung von Präsident Obama immer wieder darauf ge-
drängt, dass die europäischen NATO-Staaten mehr im Bündnis leisten müssten. Auch wenn 
der Ton des derzeitigen Präsidenten Trump etwas verstört: Diese Forderung nach einem fai-
ren Lastenausgleich in der NATO war und ist berechtigt. Deutschland bemüht sich zusam-
men mit den anderen europäischen NATO-Staaten sehr intensiv, mehr im Bündnis zu leisten. 
Unser Engagement ist jetzt schon groß: So ist Deutschland zweitgrößter Truppensteller der 
NATO-Mission in Afghanistan. Ebenso beteiligt sich die Bundeswehr zusammen mit anderen 
europäischen NATO-Partnern intensiv bei den Rückversicherungsmaßnahmen auf dem Terri-
torium unserer baltischen Verbündeten. Doch klar ist auch: Noch besteht erheblicher Nach-
holbedarf – vor allem bei den Verteidigungsausgaben. Der Koalitionsvertrag enthält deswegen 
ganz zu Recht ein grundsätzliches Bekenntnis zum Zwei-Prozent-Ziel von Wales. Die derzei-
tige mittelfristige Finanzplanung für den Verteidigungshaushalt bis 2022 kommt dem jedoch 
noch nicht nach. Hier muss deutlich nachgelegt werden: Das erfordern unsere Glaubwürdig-
keit und Verlässlichkeit im Bündnis. Vor allem aber: Die Bundeswehr braucht jeden zusätzli-
chen Euro, um ihren ungeheuren Investitionsbedarf zu decken.  
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